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Bonn, den 15. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erleichterung des innerdeutschen Vertriebs 
von Druckerzeugnissen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 295. Sitzung am 3. Juni 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Gesundheitswesen 

SchwarzJiaupt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erleichterung des innerdeutschen Vertriebs 
von Druckerzeugnissen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Verbringung bestimmter Zei- 
tungen und Zeitschriften in den räumlichen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes mit der Wirkung zuzu- 
lassen, daß diese Verbringung und die Verbreitung 
im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nicht nach den §§ 90 a, 90 b, 93, 96, 100 d Abs. 3, 
§ 109 d, 110 und 131 des Strafgesetzbuchs sowie nach 
§ 111 des Strafgesetzbuchs in Verbindung mit den 
vorbezei ebneten Vorschriften strafbar sind. 

(2) Von dieser Ermächtigung darf Gebrauch ge- 
macht werden, soweit dies unter Abwägung mit den 
Erfordernissen des Schutzes der verfassungsmäßi- 
gen Ordnung angezeigt erscheint, um 

1. die Unterrichtung der Bevölkerung im 
räumlichen Geltungsbereich dieses Geset- 
zes und 

2. die Verbreitung von Zeitungen und Zeit- 
schriften, die im räumlichen Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes erscheinen, außer- 
halb dieses Bereichs 

zu fördern. 

§ 2 

Die Zulassung nach § 1 Abs. 1 hat ferner die 
Wirkung, daß eine Nachprüfung nach § 2 und eine 
Vorlegung nach § 3 des Gesetzes zur Überwachung 
strafrechtlicher und anderer Verbringungsverbote 
vom 24. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 607) ent- 
fallen. 

§ 3 

(1) Durch die in § 1 Abs. 1 bezeichnete Rechts- 
verordnung kann die Verbringung zeitlich begrenzt 
sowie auf solche Ausgaben beschränkt werden, die 
nach Inhalt, Umfang, Aufmachung und Beilagen mit 
einer der im Erscheinungsgebiet öffentlich verbreite- 
ten Ausgaben übereinstimmen. Sondernummern so- 
wie Ausgaben mit Beilagen, die nicht regelmäßig 
beigefügt sind, können durch die Rechtsver Ordnung 
von der Verbringung ausgeschlossen werden. 

(2) Durch die Rechtsverordnung kann ferner 

1. angeordnet werden, daß die Zeitungen und 
Zeitschriften nur an Vertriebsunterneh- 
men, denen eine in der Rechtsverordnung 


zu bestimmende Behörde eine sdiriftliche 
Erlaubnis erteilt hat, versandt und nur 
von diesen Vertriebsunternehmen bezogen 
werden dürfen; dabei kann auch angeord- 
net werden, daß 

a) eine solche Erlaubnis nur einer be- 
stimmten Zahl von Vertriebsunterneh- 
men erteilt werden soll, 

b) bei der Erteilung der Erlaubnis auf die 
Verteilung der Vertriebsunternehmen 
im räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes und ihre verkehrsgeographi- 
sche Lage sowie auf die Bevölkerungs- 
dichte Bedacht genommen werden soll, 

c) die Erlaubnis befristet und jederzeit 
widerrufen werden kann und daß sie 
erlischt, wenn die Verordnung außer 
Kraft tritt, 

2. die Beförderung der Zeitungen und Zeit- 
schriften von den Auflieferern an die Ver- 
triebsunternehmen auf bestimmte Versen- 
dungsarten beschränkt und eine beson- 
dere Beschriftung der Sendungen vorge- 
schrieben werden, 

3. angeordnet werden, daß die Abfertigung 
nach diesem Gesetz und nach den anderen 
Rechtsvorschriften nur durch die für das 
Vertriebsunternehmen zuständige Zoll- 
dienststelle vorgenommen wird, 

4. angeordnet werden, daß die Vertriebs- 
unternehmen die Entnahme eines Beleg- 
exemplars jeder Nummer der Zeitungen 
und Zeitschriften durch die Zolldienststel- 
len ohne Entschädigung zu dulden haben, 

5. das sonstige bei der Verbringung zu be- 
achtende Verfahren geregelt werden. 

(3) Im übrigen bleiben die sonstigen für die Ver- 
bringung von Waren geltenden Vorschriften unbe- 
rührt. 

§ 4 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer nach den §§ 1 und 3 ergangenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, 

1. wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deut- 
sche Mark, 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/870 


2. wenn sie fahrlässig begangen ist, mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark 

geahndet werden. 

(3) Die §§ 7 bis 10 des Gesetzes zur Überwachung 
strafrechtlicher und anderer Verbringungsverbote 
gelten entsprechend. 


§ 5 

Die §§ 1 und 3 Abs. 1 dieses Gesetzes gelten 
nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnun- 
gen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes, soweit sie die Zulassung der Ver- 
bringung von Zeitungen und Zeitschriften ausspre- 
chen. 


§ 6 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf will im gesamtdeutschen Inter- 
esse den sogenannten Zeitungsaustausch mit der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands ermög- 
lichen. Der Erläuterung der einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs seien folgende einleitende Bemerkun- 
gen vorangeschickt: 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine 
förmlichen „Verbote" bestimmter Zeitungen oder 
Zeitschriften; zur Verbreitung von Zeitungen und 
Zeitschriften bedarf es daher keiner besonderen 
Erlaubnis. Dies gilt auch für sowjetzonale Zeitun- 
gen und Zeitschriften. 

Zahlreiche sowjetzonale Zeitungen und Zeitschrif- 
ten verstoßen jedoch durch ihren Inhalt immer wie- 
der gegen für jedermann geltende Strafgesetze der 
Bundesrepublik Deutschland. Sie unterliegen in 
solchen Fällen der strafgerichtlichen Einziehung im 
objektiven Verfahren; wer sie verbreitet, setzt sich 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung aus. In Be- 
tracht kommen nach jahrelangen Erfahrungen in 
erster Linie Verstöße gegen Vorschriften des Staats- 
schutzstrafrechts, z. B. Werbung für verbotene Par- 
teien und Vereinigungen (§ 90 a Abs. 2, § 90 b Abs. 2 
StGB), Verbreitung staatsgefährdender Schriften 
(§ 93 StGB), Verunglimpfung der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Symbole (§ 96 StGB), Lügen- 
propaganda u. ä. (§ 100 d Abs. 3, §§ 109 d, 131 StGB) 
sowie Aufforderungen zum Ungehorsam gegen Ge- 
setze oder zu strafbaren Handlungen (§§ 110, 111 
StGB). Oftmals enthalten die sowjetzonalen Zei- 
tungen und Zeitschriften aber auch Verunglimpfun- 
gen und Beleidigungen des Bundespräsidenten, der 
Bundesregierung und anderer Verfassungsorgane 
sowie von im politischen Leben des Volkes stehen- 
den Persönlichkeiten (§§ 95, 97, 185 bis 187 a StGB). 
Dem sogenannten Zeitungsaustausch mit der sowje- 
tisch besetzten Zone steht daher der strafgesetz- 
widrige Inhalt zahlreicher sowjetzonaler Zeitungen 
und Zeitschriften entgegen. 

Dieses Hindernis läßt sich auf dem Boden des gel- 
tenden Rechts nicht beheben. Das geltende Recht 
kennt zwar die Möglichkeit, daß eine zuständige Be- 
hörde im Einzelfall auf Grund einer pflichtmäßigen 
Güterabwägung mit rechtfertigender Wirkung eine 
an sich strafbare Verbreitung staatsgefährdender 
Publikationen erlaubt (vgl. S. 8 der Niederschrift über 
die 246. Sitzung des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht des Deutschen Bundestages 
vom 13. März 1953; S. 36 bis 37 der Niederschrift 
über die 121. Sitzung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 9. November 1960; 
BGHSt 9,351 [354]; 19,221 [225]). Eine „generelle" 
behördliche Erlaubnis dieser Art ist jedoch in Recht- 
sprechung und Lehre nicht anerkannt. Es bedarf 
daher einer gesetzlichen Regelung. 


Diese gesetzliche Regelung kann nicht in einer Auf- 
hebung der von den sowjetzonalen Zeitungen und 
Zeitschriften immer wieder verletzten Strafgesetze 
bestehen. So sind zum Beispiel die erwähnten Staats- 
schutzstrafnormen sowohl zur Bekämpfung der Um- 
triebe der illegalen KPD in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch zur Ahndung neonazistischer 
und antisemitischer Bestrebungen unentbehrlich. 
Desgleichen kann nicht ernsthaft erwogen werden, 
die Strafvorschriften gegen Verunglimpfungen und 
Beleidigungen aufzuheben, weil es dem Gesetzgeber 
nicht zukommt, Rechtsgüter einzelner wie die Ehre 
schutzlos zu stellen. Ebensowenig kann eine Auf- 
hebung des Gesetzes zur Überwachung strafrecht- 
licher und anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 607) in Betracht kom- 
men; denn dieses Gesetz ist unentbehrlich, um — 
außerhalb des Bereichs eines etwaigen Zeitungsaus- 
tauschs — auch die speziellen Zersetzungsschriften 
zu erfassen, die in Massen aus der sowjetisch besetz- 
ten Zone in die Bundesrepublik Deutschland einge- 
schleust werden. 

Der Gesetzentwurf schlägt daher eine andersartige 
gesetzliche Lösung der Probleme des sogenannten 
Zeitungsaustauschs vor. Er sieht eine Ermächtigung 
an die Bundesregierung vor, durch Rechtsverord- 
nung die Verbringung von Zeitungen und Zeitschrif- 
ten in den räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes 
zuzulassen. Diese Zulassung soll die Wirkung 
haben, daß die Verbringung und die anschließende 
Verbreitung dieser Zeitungen nicht nach bestimm- 
ten, im Gesetzentwurf einzeln aufgeführten Vor- 
schriften des Staatsschutzstrafrechts strafbar sind, 
die — erfahrungsgemäß häufig durch sowjetzonale 
Publikationen verletzt werden (§ 1 Abs. 1). Zugleich 
soll die Zulassung die Wirkung haben, daß die 
Nachprüfung und die etwaige Sicherstellung dieser 
Zeitungen und Zeitschriften nach dem Gesetz zur 
Überwachung strafrechtlicher und anderer Verbrin- 
gungsverbote entfallen (§ 2). Der Entwurf um- 
schreibt die Voraussetzungen, unter denen die Bun- 
desregierung von der Verordnungsermächtigung 
Gebrauch machen darf, unter Berücksichtigung des 
erforderlichen Schutzes unserer verfassungsmäßigen 
Ordnung und unter den angestrebten gesamtdeut- 
schen Auswirkungen (§ 1 Abs. 2). Zugleich konkreti- 
siert er die Verordnungsermächtigung in mehrfacher 
Weise; er gibt die Möglichkeit, die Zulassung zeit- 
lich und sachlich zu beschränken (§ 3 Abs. 1) und 
das Verfahren des sogenannten Zeitungsaustauschs 
zu regeln, insbesondere Vorkehrungen gegen einen 
Mißbrauch zu treffen (§ 3 Abs. 2). Schließlich sieht 
der Entwurf Sanktionen für eine Umgehung der Ver- 
fahrensvorschriften und in diesen Fällen die Mög- 
lichkeit der Einziehung vor (§ 4). 

Der Gesetzentwurf erstrebt eine Verbesserung der 
Kontakte der Bevölkerung in beiden Teilen Deutsch- 
lands und verankert daher das Prinzip der „Gegen- 
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seitigkeit" eines echten Zeitungsaustauschs (§ 1 

Abs. 2). 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des Geset- 
zes ergibt sich aus Artikel 73 Nr. 3 des Grundgeset- 
zes (Freizügigkeit des Warenverkehrs) und aus 
Artikel 74 Nr. 1 und 11 des Grundgesetzes (Straf- 
recht und Recht der Wirtschaft). 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs sieht eine Ermächti- 
gung der Bundesregierung vor, durch Rechtsverord- 
nung die Verbringung bestimmter Zeitungen und 
Zeitschriften in den räumlichen Geltungsbereich des 
Gesetzes — mit der in § 1 Abs. 1 und § 2 umschrie- 
benen, noch näher zu erörternden Wirkung — zuzu- 
lassen. Nach § 1 Abs. 2 des Entwurfs darf die Bun- 
desregierung von dieser Ermächtigung Gebrauch 
machen, soweit dies unter Abwägung mit den Er- 
fordernissen des Schutzes unserer verfassungsmäßi- 
gen Ordnung angezeigt erscheint, um sowohl die 
Unterrichtung der Bevölkerung der Bundesrepublik 
als auch die Verbreitung von Zeitungen und Zeit- 
schriften der Bundesrepublik außerhalb des räum- j 
liehen Geltungsbereichs des Gesetzes zu fördern. 
Darin liegt eine zweifache Bindung des Ermessens 
des Verordnungsgebers: Mit der „Abwägungsklau- 
sel" greift der Entwurf den Rechtsgedanken der 
Güter- und Interessenabwägung auf; eine solche Ab- 
wägung erscheint notwendig, da mit dem Erlaß der 
Zulassungsverordnung ein schwerwiegender Ein- i 
griff in das Staatsschutzstrafrecht verbunden ist. Mit ■ 
der Kumulierung der beiden Zwecke der Zulassung j 
soll der Grundsatz der „Gegenseitigkeit" verankert j 
und die Anwendung der Ermächtigung auf den Fall I 
beschränkt werden, daß ein echter Zeitungsaustausch ' 
gefördert wird; dies erscheint notwendig, weil der 
erwähnte Eingriff in den strafrechtlichen Schutz un- 
serer verfassungsmäßigen Ordnung auch und gerade 
im gesamtdeutschen Interesse und als Schritt auf 
dem Wege zur Wiedervereinigung beider Teile 
Deutschlands nicht als einseitige Leistung der Bun- 
desrepublik Deutschland, sondern nur dann vertret- 
bar ist, wenn dadurch die Bevölkerung im anderen 
Teile Deutschlands die Möglichkeit zu unbehinder- 
ter Information aus Zeitungen und Zeitschriften des 
freien Teiles Deutschlands erhält. 

Die Zulassung der Verbringung der Zeitungen und 
Zeitschriften soll nicht durch Verwaltungsakte, son- 
dern durch Rechtsverordnung erfolgen, weil sie auch 
eine Einengung des sachlichen Anwendungsbereichs 
des materiellen Strafrechts, also eine Ausnahme von 
gesetzlichen Verboten zur Folge hat, die einem un- 
bestimmten und nicht bestimmbaren Personenkreis 
gegenüber wirkt. Die Rechtsverordnung muß die 
Zeitungen und Zeitschriften, deren Verbringung in 
den räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes zuge- 
lassen werden soll, bestimmt bezeichnen. Dieses 
„Katalogsystem" ist unentbehrlich, da bei einer all- 
gemeinen Zulassung der Verbringung aller sowjet- 
zonalen Zeitungen und Zeitschriften auch diejenigen 
sowjetzonalen Periodika eingeschlossen wären, die 
speziell zur Untergrabung unserer verfassungsmäßi- 


gen Ordnung, zur Zersetzung der Bundeswehr und 
zu ähnlichen Zwecken seit langem illegal in die 
Bundesrepublik Deutschland eingeschleust werden. 
Das „Katalogsystem" erlaubt es, je nach den politi- 
schen Gegebenheiten und je nach dem erreichbaren 
Ausmaß eines Zeitungsaustausches entweder nur 
einzelne oder aber eine größere Zahl von Zeitungen 
und Zeitschriften aus der sowjetisch besetzten Zone 
in die Liste aufzunehmen; es eröffnet zugleich die 
Möglichkeit, nicht nur überregionale, sondern auch 
regionale Zeitungen der sowjetisch besetzten Zone 
einzubeziehen, was nicht zuletzt im Interesse der 
Heimatverbundenheit der Flüchtlinge aus der Zone 
wichtig erscheint. Im Rahmen des in der Zulassungs- 
verordnung enthaltenen Katalogs handelt es sich 
um eine allgemeine Zulassung der Verbringung der 
betreffenden Zeitungen und Zeitschriften, nicht nur 
um eine Zulassung der Verbringung einzelner Num- 
mern. Mehrfache Zulassungsverordnungen wären 
möglich. 

Die Zulassung durch die Rechtsverordnung soll nach 
§ 1 Abs. 1 des Entwurfs zunächst die materiell-recht- 
liche Wirkung haben, daß die Verbringung und die 
anschließende Verbreitung der betreffenden Zeitun- 
gen und Zeitschriften nicht nach den eingangs (un- 
ter A) aufgeführten §§ 90 a, 90 b, 93, 96, 100 d 
Abs. 3, §§ 109 d, 110 und 131 StGB sowie nach § 111 
StGB in Verbindung mit den vorbezeichneten Straf- 
vorschriften strafbar sind; insoweit beseitigt § 1 
Abs. 1 des Entwurfs in Verbindung mit der Zulas- 
sungsverordnung die Rechtswidrigkeit der Verbrin- 
gung und Verbreitung. Der in § 1 Abs. 1 des Ent- 
wurfs aufgeführte Straftatenkatalog umfaßt die 
durch sowjetzonale Druckschriften besonders häufig 
verwirklichten Straftatbestände, soweit im Interesse 
eines Zeitungsaustauschs und gesamtdeutscher Be- 
lange auf die Anwendung von Strafnormen verzich- 
tete werden kann. Nicht von der Anwendung aus- 
geschlossen sind jedoch beispielsweise die zur Hoch- 
kriminalität gehörenden Tatbestände des Hochver- 
rats und des Landesverrats, da deren Einbeziehung 
vom Standpunkt des Staatsschutzes aus unvertret- 
bar wäre und da auch das Wiedervereinigungs- 
anliegen es nicht rechtfertigen könnte, den sowjet- 
zonalen Zeitungen und Zeitschriften praktisch „Ver- 
brechensfreiheit" einzuräumen. Desgleichen sind die 
gegen Individualrechtsgüter gerichteten Straftaten 
wie Beleidigungen und Verunglimpfungen nicht in 
die Ausnahmeklausel einbezogen, da die Rechts- 
güter einzelner nicht schutzlos gestellt werden dür- 
fen und da eine solche Regelung auch die verfas- 
sungstreue Presse der Bundesrepublik Deutschland, 
die sich ebenfalls an die Strafvorschriften zum 
Schutze der Ehre halten muß, diskriminieren würde. 
Soweit die rechtfertigende Wirkung der Ausnahme- 
klausel reicht, findet wegen der Verbringung und 
Verbreitung der in der Rechtsverordnung bezeich- 
neten Zeitungen und Zeitschriften mangels Rechts- 
widrigkeit weder ein persönliches Strafverfahren 
noch ein selbständiges Einziehungsverfahren statt. 

Die Zulassung durch die Rechtsverordnung soll nach 
§ 2 des Entwurfs weiterhin in verfahrensrechtlicher 
Hinsicht die Wirkung haben, daß bei den Zeitun- 
gen und Zeitschriften, deren Verbringung in den 
räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes zuge- 
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lassen wird, die §§ 2 und 3 des Gesetzes zur Über- 
wachung strafrechtlicher und anderer Verbringungs- 
verbote unanwendbar sind; bei ihnen findet also 
weder eine Nachprüfung durch die Zollbehörden 
nach § 2 a. a. O. noch eine Vorlegung durch die 
Behörden der Bundespost und der Bundesbahn nach 
§ 3 a. a. O. statt. Dies versteht sich zwar insoweit, 
als die rechtfertigende Wirkung der Zulassung 
reicht, von selbst, da es insoweit an einem Verstoß 
gegen ein Strafgesetz im Sinne des § 1 des Ge- 
setzes zur Überwachung strafrechtlicher und anderer 
Verbringungsverbote fehlt. Jedoch reichen die Nach- 
prüfungs- und Vorlegungspflichten nach dem ge- 
nannten Gesetz weiter als der in der Ausnahme- 
klausel des § 1 Abs. 1 des Entwurfs vorgesehene 
Katalog von Strafvorschriften (vgl. S. 262 der 
Drucksache 1285 der 3. Wahlperiode; MDR 1961, 
810 bis 811). Um einen Zeitungsaustausch daran nicht 
scheitern zu lassen, bedarf es mithin der verfahrens- 
rechtlichen Vorschrift des § 2 des Entwurfs. 

Die vorbezeichneten materiell-rechtlichen und ver- 
fahrensrechtlichen Wirkungen des § 1 Abs. 1 und 
des § 2 des Entwurfs treten kraft Gesetzes ein, so- 
bald eine Zulassungsverordnung hinsichtlich be- 
stimmter Zeitungen und Zeitschriften ergeht. Eines 
besonderen Ausspruches dieser Wirkungen in der 
Rechtsverordnung bedarf es daher nicht. 

§ 3 des Entwurfs konkretisiert die Verordnungs- 
ermächtigung der Bundesregierung in mehrfacher 
Hinsicht; er will der Bundesregierung die recht- 
liche Möglichkeit geben, die Regelung eines Zei- 
tungsaustauschs den jeweiligen politischen Gege- 
benheiten anzupassen. 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs kann die Ver- 
bringung der Zeitungen und Zeitschriften in der 
Rechtsverordnung zeitlich begrenzt werden; diese 
Möglichkeit zu schaffen, erscheint nötig, um die Re- 
gelung notfalls zur Probe der Gegenseitigkeit be- 
fristen zu können. § 3 Abs. 1 Satz 1 sieht weiter vor, 
daß die Verbringung auf solche Ausgaben der Zei- 
tungen und Zeitschriften beschränkt werden kann, 
die nach Inhalt, Umfang, Aufmachung und Beilagen 
mit einer der im Erscheinungsgebiet öffentlich ver- 
breiteten Ausgaben übereinstimmen; diese Siche- 
rung ist notwendig, damit der Zeitungsaustausch 
nicht zur Lieferung von ausschließlich für die Bun- 
desrepublik Deutschland hergestellten Hetz-Aus- 
gaben und -Beilagen mißbraucht werden kann. Die- 
selbe Erwägung liegt dem § 3 Abs. 1 Satz 2 zu- 
grunde, demzufolge durch die Rechtsverordnung 
Sondernummern sowie Ausgaben mit Beilagen, die 
nicht regelmäßig beigefügt sind, von der Verbrin- 
gung ausgeschlossen werden können. Macht die 
Bundesregierung von dieser Ermächtigung zur Ein- 
schränkung der Zulassung Gebrauch, so erstreckt 
sich die rechtfertigende Wirkung der Zulassung 
nicht auf solche Spezialausgaben und -beilagen. 
Diese unterliegen dann den Vorschriften des Ge- 
setzes zur Überwachung strafrechtlicher und anderer 
Verbringungsverbote, sofern ihre Verbringung oder 
Verbreitung nach ihrem Inhalt gegen ein aus Grün- 
den des Staatsschutzes erlassenes strafrechtliches 
Einfuhr- oder Verbreitungsverbot verstößt. Ist ihr 


Inhalt strafrechtlich relevant, so verfallen sie der 
strafgerichtlichen Einziehung. 

§ 3 Abs. 2 des Entwurfs enthält eine Ermächtigung 
zur Regelung des Verfahrens für einen Zeitungs- 
austausch; die vorgesehenen Gestaltungsmöglich- 
keiten sollen sowohl eine Kontrolle der rechtlichen 
Schranken des Zeitungsaustausches als auch eine 
möglichst schnelle Unterrichtung der Bezieher und 
Leser ermöglichen: 

Nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 kann in der Rechts Verord- 
nung angeordnet werden, daß die Zeitungen und 
Zeitschriften nur an Vertriebsunternehmen, denen 
eine in der Rechtsverordnung zu bestimmende Be- 
hörde (auf Antrag) eine schriftliche Erlaubnis er- 
teilt hat, geliefert und nur von diesen Vertriebs- 
unternehmen (zum Weitervertrieb) bezogen werden 
dürfen. Ferner kann angeordnet werden, daß eine 
solche Erlaubnis nur einer bestimmten Zahl von 
Vertriebsunternehmen erteilt werden soll, für deren 
Auswahl objektive Merkmale festgelegt werden; 
daß diese Erlaubnis befristet und jederzeit wider- 
rufen werden kann und daß sie erlischt, wenn die 
Rechtsverordnung außer Kraft tritt. Nach § 3 Abs. 2 
Nr. 2 kann durch die Rechtsverordnung die Be- 
förderung der Zeitungen und Zeitschriften von den 
Auflieferern an die Vertriebsunternehmen auf be- 
stimmte Versendungsarten (z. B. nur durch die Post 
als Postzeitungsgut oder als Paket) beschränkt und 
eine besondere Beschriftung der Sendungen (z. B. 
mit einem bestimmten Klebezettel) vorgeschrieben 
werden. Nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 kann durch die 
Rechtsverordnung angeordnet werden, daß die Ab- 
fertigung nach diesem Gesetz und nach anderen 
Rechtsvorschriften (z. B. nach Interzonenrecht) nur 
durch die für das Vertriebsunternehmen zuständige 
Zolldienststelle (statt durch die Grenzkontrollstellen 
an der Demarkationslinie zur sowjetisch besetzten 
Zone) vorgenommen wird. 

Die danach möglichen Maßnahmen haben folgende 
Gründe: Es ist nicht möglich, für den Zeitungsaus- 
tausch jedweden denkbaren Lieferungs- und Ver- 
sendungsweg zu eröffnen. Denn dann wäre eine 
Kontrolle der „Identität" der gelieferten Zeitungen 
und Zeitschriften mit den im Erscheinungsgebiet 
öffentlich verbreiteten Ausgaben und eine Aus- 
schaltung spezieller Hetz- und Zersetzungsausgaben. 
(§ 3 Abs. 1) aufs höchste erschwert. Auch würde die 
nach dem Gesetz zur Überwachung strafrechtlicher 
und anderer Verbringungsverbote vorgeschriebene 
und (wie unter A ausgeführt) unentbehrliche Kon- 
trolle von Sendungen mit (strafgesetzwidrigen) 
Schriften, deren Verbringung nicht zugelassen ist, 
unmöglich, weil diese Überwachung durch äußere 
Anhaltspunkte für den Verdacht einer Einschleu- 
sung von strafgesetzwidrigem Agitationsmaterial 
ausgelöst wird (vgl. §§ 1 bis 3 ÜG) und weil ver- 
läßliche Anhaltspunkte dieser Art in der Regel nicht 
mehr vorlägen, wenn die Sendungen auch Zeitun- 
gen und Zeitschriften enthalten könnten, deren Ver- 
bringung zugelassen ist und deren Kontrolle nach 
dem genannten Gesetz entfällt. Alle diese Schwie- 
rigkeiten werden vermieden, wenn die Abwicklung 
eines Zeitungsaustausches nur über einige Ver- 
triebsunternehmen geschieht, wenn die Lieferung 
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der Zeitungen und Zeitschriften nur auf einem be- 
stimmten Versendungsweg erfolgt und wenn die 
Sendungen durch eine besondere Beschriftung kennt- 
lich gemacht werden. — Auf der anderen Seite dient 
es der — gerade bei Presseerzeugnissen wichtigen- — 
beschleunigten Abwicklung, wenn die Zeitungs- 
austausch-Lieferungen auf den für Postzeitungsgut 
vorgesehenen besonderen Beförderungswegen er- 
folgen, wenn der Ausschluß der Kontrolle nach dem 
Gesetz zur Überwachung strafrechtlicher und an- 
derer Verbringungsverbote durch eine besondere 
Beschriftung der Sendungen kenntlich gemacht wird 
und wenn die Abfertigung nur bei einigen weni- 
gen Zolldienststellen erfolgt, die ebenso wie die 
Bestimmungspostämter im Verwaltungswege davon 
unterrichtet werden können, welche Vertriebsunter- 
nehmen eine schriftliche Erlaubnis besitzen. Im 
übrigen besteht ein Bedürfnis für eine Zulassung 
anderer Versendungsarten schon deshalb nicht, weil 
jeder Bürger der Bundesrepublik Deutschland die 
Möglichkeit haben wird, die in den Zeitungsaus- 
tausch einbezogenen sowjetzonalen Zeitungen und 
Zeitschriften bei den Vertriebsunternehmen zu 
abonnieren oder sie bei deren Abnehmern (z. B. 
Zeitungskiosken) zu kaufen. — Verfassungsrecht- 
liche Bedenken dagegen, daß die Zahl der einge- 
schalteten Vertriebsunternehmen begrenzt werden 
soll, besteht nicht. Der Entwurf beschränkt die recht- 
liche Befugnis und die tatsächliche Möglichkeit zum 
Vertrieb von Zeitungen und Zeitschriften nicht, son- 
dern erweitert sie gegenüber der auf Grund der 
Strafgesetze und des Gesetzes zur Überwachung 
strafrechtlicher und anderer Verbringungsverbote 
bestehenden Rechtslage. Die dabei angestrebte Kon- 
zentration ist durch die geschilderten sachlichen 
Gründe der Praktikabilität notwendig und gerecht- 
fertigt. Die für die Auswahl der Vertriebsunterneh- 
men aufgestellten objektiven Merkmale sind aus- 
schließlich von Gesichtspunkten der Praktikabilität 
sowie der schnellen Belieferung der Abnehmer be- 
stimmt. 

Nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 des Entwurfs kann in der 
Rechtsverordnung angeordnet werden, daß die Ver- 
triebsunternehmen die Entnahme eines Belegexem- 
plars jeder Nummer der Zeitungen und Zeitschriften 
ohne Entschädigung zu dulden haben. Diese Vor- 
schrift entspricht Vorbildern im geltenden Recht 
(vgl. z. B. § 5 Abs. 6 der Interzonenüberwachungs- 
verordnung). 

§ 3 Abs. 3 des Entwurfs stellt klar, daß im übrigen 
— d. h. abgesehen von der durch § 3 Abs. 2 Nr. 3 


ermöglichten Verlagerung der zollamtlichen Ab- 
fertigung auf die für das Vertriebsunternehmen zu- 
ständige Zolldienststelle — die sonstigen für die 
Verbringung von Waren geltenden Vorschriften 
(z. B. das Interzonenrecht) unberührt bleiben. 

§ 4 Abs. 1 und 2 des Entwurfs sieht vor, daß Zu- 
widerhandlungen gegen eine nach den §§ 1 und 3 er- 
gangene Rechtsverordnung als Ordnungswidrigkei- 
ten geahndet werden können. Dabei ist an Ver- 
stöße gegen die in der Rechtsverordnung getroffe- 
nen Anordnungen über das Verfahren des Zeitungs- 
austausches gedacht, beispielsweise bei Lieferung 
und Bezug ohne Einschaltung der mit schriftlicher 
Erlaubnis versehenen Vertriebsunternehmen (§ 3 
Abs. 2 Nr. 1) und bei Abweichung von der vorge- 
schriebenen Versendungsart (§ 3 Abs. 2 Nr. 2). Bei 
solchen Verfahrensverstößen soll § 4 Abs. 3 in Ver- 
bindung mit den §§ 7 bis 10 des Gesetzes zur Über- 
wachung strafrechtlicher und anderer Verbringungs- 
verbote unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
auch die Einziehung ermöglichen. 

§ 5 des Entwurfs enthält eine eingeschränkte Ber- 
lin-Klausel. Im Land Berlin bestehen sowohl in 
materiell-rechtlicher als auch in verfahrensrechtlicher 
Hinsicht Abweichungen vom Rechtszustand im übri- 
gen Bundesgebiet. Das Gesetz zur Überwachung 
strafrechtlicher und anderer Verbringungsverbote 
gilt nicht im Land Berlin. Besondere materiell-recht- 
liche und verfahrensrechtliche Vorschriften für das 
Land Berlin enthält jedoch die Verordnung Nr. 501 
der Kommandanten des amerikanischen, britischen 
und französischen Sektors vom 11. September 1950 
(VOB1. für Berlin I S. 466) in der Fassung der Be- 
richtigung vom 30. November 1950 (VOB1. für 
Berlin I S. 563) und der Verordnung Nr. 504 vom 
19. Dezember 1950 VOB1. für Berlin I S. 53). Diese 
besondere Rechtslage im Land Berlin nötigt dazu, 
die Berlin-Klausel auf die materiell-rechtlichen Vor- 
schriften der §§ 1 und 3 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
und auf diejenigen Vorschriften der Rechtsverord- 
nung zu beschränken, welche die Zulassung der 
Verbringung von Zeitungen und Zeitschriften aus- 
sprechen. Es muß besonderen Vorschriften im Land 
Berlin überlassen bleiben, die verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs und der Rechts- 
verordnung zu ersetzen und etwaige ergänzende 
Regelungen zu treffen. 

§ 6 des Entwurfs enthält die übliche Vorschrift 
über das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 1 

In § 1 Abs. 1 ist vor „90 a" einzufügen „84". 
Begründung 

Die Vertriebsunternehmen sollen von dem Risiko 
freigestellt werden, wegen der Verbreitung von 
Schriften, deren hochverräterischen Inhalt sie 
fahrlässig nicht erkannt haben, strafrechtlich ver- 
folgt zu werden. 


2. Zu § 3 Abs. 2 Nr. 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens die in 
Aussicht genommene Bundesoberbehörde in § 3 
Abs. 2 Nr. 1 namentlich zu bezeichnen. 

Begründung 

In § 3 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 soll die 
Bundesregierung ermächtigt werden, die für die 
Erteilung der Erlaubnis zuständige Behörde zu 
bestimmen. Nach den Erklärungen des Vertre- 
ters der Bundesregierung ist beabsichtigt, eine 
Bundesoberbehörde, und zwar voraussichtlich 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, für 
zuständig zu erklären. Nach Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 GG bedarf nicht nur die Errichtung einer 
Bundesoberbehörde, sondern auch die Übertra- 
gung neuer Aufgaben auf eine Bundesoberbe- 
hörde eines Gesetzes. Die Übertragung kann 
auch durch Rechtsverordnung erfolgen, wenn die 
in Betracht kommende Bundesoberbehörde im 
Gesetz bereits konkret bezeichnet wird. 


3. Zu §§ 4, 5 

a) § 4 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Gegenstände, auf die sich eine der 
in einer solchen Rechtsverordnung mit Geld- 
buße bedrohten Handlungen bezieht, können 
eingezogen werden. Im übrigen gelten die 
Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes 
über die Voraussetzungen der Einziehung, 
das selbständige Einziehungsverfahren und 
die Entschädigung entsprechend." 

b) Nach § 4 ist folgender neuer § 4 a einzufügen: 

rr § 4 a 

Die §§ 7, 8 und 10 des Gesetzes zur Über- 
wachung strafrechtlicher und anderer Verbrin- 
gungsverbote gelten entsprechned." 

c) § 5 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 5 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der §§ 2 
und 4 a nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes." 

Begründung 

Die Änderungen sind notwendig, um die Gel- 
tung des Gesetzes für Berlin soweit wie mög- 
lich sicherzustellen und die nicht übernahme- 
fähigen Vorschriften des Entwurfs auf das 
Unerläßliche zu beschränken. 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wah lperiode Drucksache V/870 

Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu der Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Erleichterung des innerdeutschen 
Vertriebs von Druckerzeugnissen (BR-Drucksache 
199/66-Beschluß) gibt die Bundesregierung folgende 
Gegenäußerung ab: 

Nr. 1 

Dem Vorschlag des Bundesrates, in § 1 Abs. 1 des 
Entwurfs vor ,,§ 90a" einzufügen „§ 84", wird zu- 
gestimmt. 

Nr. 2 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens darauf hinwirken, daß 
in § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs das Bundesverwal- 
tungsamt bezeichnet wird. 

Nr. 3 

Die Bundesregierung hat keine Bedenken gegen den 
mit den Vorschlägen des Bundesrates verfolgten 
Zweck, wird jedoch im weiteren Verlaufe des Ge- 
setzgebungsverfahrens darauf hinwirken, daß § 4 
Abs. 3 und §§ 5 bis 6 des Entwurfs durch folgende 
Vorschriften ersetzt werden: 

.§ 4 

(1) Unverändert. 

(2) Unverändert. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 

§ 5 

(1) Die Bußgeld Vorschrift des § 4 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 


Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbefugnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nungen auferlegen. 

§ 6 

(1) Gegenstände, auf die sich eine in § 4 Abs. 1 
mit Geldbuße bedrohte Handlung bezieht, können 
eingezogen werden. Im übrigen gelten § 18 Abs. 2 
bis 4, die §§ 19 bis 25 und 26 Abs. 2, 3 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten entsprechend. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Bundesverwaltungsamt. Es entscheidet auch über 
die Abänderung und Aufhebung eines rechtskräfti- 
gen, gerichtlich nicht nachprüfbaren Bußgeldbeschei- 
des (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 2 nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft." 
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